
Bundessozialgericht

12 RK 28/83

Verkündet am
15. Mai 198ü
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Prozeßbevollmächtigter: ...........................,

27. ...................................................‚

28. ...................................................‚

29. ...................................................‚

30. ...................................................‚

31. ...................................................,

32. ......‚............................................,

33. ....................................................

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat in der mündlichen

Verhandlung vom 15. Mai 198” in Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts Berlin vom 9. März 1983 wird zurückgewiesen, soweit

es sich um die Beigeladenen zu 2 bis 7, 9, 10, 12 bis

16, 19, 21 bis 27, 29, 31 und 33 handelt.

Kosten sind im Revisionsverfahren nicht zu erstatten.
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J.;.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, wie die Akkordentgelte, die

die Klägerin ihren Arbeitnehmern zahlt, bei der Berechnung der

Beiträge zur Krankenversicherung, Rentenversicherung und Bundes-

anstalt für Arbeit sowie der Umlage nach dem Gesetz über die

Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle (LFZG) zu

berücksichtigen sind.

Die Klägerin, eine im Rohrleitungsbau und der Installation von

Heizungs- und Ölfeuerungsanlagen tätige Firma, entlohnte während

der streitigen Zeit (1972 bis 197“) ihre Arbeitnehmer nach dem

Akkordtarifvertrag für das Rohrinstallateur- und Klempnergewerbe

B vom 29. Mai 195M und dem mit Wirkung vom 1. Juni 1973

für allgemeinverbindlich erklärten Akkordtarifvertrag Heizung für

den Wirtschaftsbereich Heizungs-, Lüftungs- und Gesundheitstech-

nik B

Beide Tarifverträge sehen Abschlagszahlungen und eine Endab-

rechnung einige Zeit nach unbeanstandeter Übergabe der Anlage

vor. Nach dem älteren Vertrag waren wöchentliche Abschlagszah-

lungen zu leisten; an der Endabrechnung waren auch die inzwischen

ausgeschiedenen Arbeitnehmer beteiligt. Nach den neueren Tarif-

vertrag sollten monatliche Abschlagszahlungen erfolgen; ausge—

schiedene Arbeitnehmer waren nicht mehr an der Endabrechnung be-

teiligt.
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Die Klägerin rechnete die Akkordspitzen, die mit der Endabrech—

nung ausgezahlt wurden, dem jeweiligen Auszahlungsmonat zu und

errechnete danach die Beiträge und die Umlage nach dem LFZG. Die

Beklagte ist demgegenüber der Auffassung, daß die Akkordspitzen

auf die einzelnen Monate verteilt werden müßten, in denen sie

erarbeitet worden seien. Sie beanstandete das Verfahren der Klä-

gerin anläßlich einer Betriebsprüfung und forderte die Klägerin

auf, die ab Dezember 1971 gezahlten Akkordspitzen auf die Zeit-

räume zu verteilen, in denen die entsprechenden Arbeiten ausge-

führt worden seien, und die Differenzbeiträge bis zum 28. Juni

197” zu entrichten (Bescheid vom 26. April 197“).

Nachdem sich herausgestellt hatte, daß die Akkordstunden in den

Lohnunterlagen nicht gesondert ausgewiesen waren und deswegen

eine rückwirkende Verteilung nicht exakt möglich war, errechnete

die Beklagte die Beiträge und die Umlage nach dem LFZG, indem sie

die jeweils in einem Jahr zugeflossenen Akkordspitzenbeträge auf

das gesamte Jahr - mit Ausnahme der für sie klar erkennbar

akkordfreien Zeiten — umlegte. Den daraus errechneten Beitrag für

die Jahre 1972 bis 197ü forderte sie mit gesondertem Bescheid vom

23. April 1975.

Widerspruch, Klage und Berufung blieben ohne Erfolg (Wider-

spruchsbescheide vom 28. Mai 1975; Urteil des Sozialgerichts

-SG- Berlin vom 23. August 1977; Urteil des Landessozialgerichts

-LSG— Berlin vom 12. März 1980; nach Zurückverweisung durch Ur-

teil des Bundessozialgerichts —BSG— vom 1“. Mai 1981

- 12 RK 67/80 — Urteil des LSG vom 9. März 1983).
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Das LSG hat sich der Auffassung der Beklagten angeschlossen, daß

die periodisch abgerechneten Akkordspitzen für die Beitragsbe—

rechnung auf die Akkordzeiträume zu verteilen seien. Es handele

sich bei diesen Akkordspitzen nicht um einmalige Zuwendungen,

sondern um die Auszahlung des für den Akkordzeitraum arbeitsver—

traglich zustehenden verdienten Arbeitslohns.

Dabei sei unerheblich, daß die Akkordspitzen nach Steuerrecht dem

Abrechnungsmonat zuzuordnen seien; denn das BSG habe entschieden,

daß arbeitsvertragliche und steuerrechtliche Regelungen, die zu

erheblichen beitragsrechtlichen Nachteilen führten, für das

Sozialversicherungsrecht nicht zugrunde gelegt werden könnten.

Dieser Fall liege auch hier vor.

Es beständen auch keine unüberwindlichen praktischen Schwierig-

keiten, die Akkordspitzen auf die gesamte Arbeitszeit an dem

jeweiligen Bauvorhaben je nach Anzahl der geleisteten Arbeits-

stunden zu verteilen. Allerdings werde dabei fingiert, daß der

Lohn während des Akkordzeitraums gleichmäßig erdient worden sei,

was nach Angaben der Klägerin nicht zutreffe. Hieraus ergäben

sich aber keine wesentlichen Nachteile für den Versicherten.

Schließlich könne sich die Klägerin nicht darauf berufen, daß

ihre Berechnungsweise bei der 1969 durchgeführten Betriebsprüfung

unbeanstandet geblieben sei. Zum einen würden in diesem Verfahren

keine Beiträge für die Zeit vor 1969 geltend gemacht, zum anderen

dienten Betriebsprüfungen nicht dazu, dem Arbeitgeber Entlastung

zu erteilen, sondern dazu, Beitragsausfälle zu verhindern (LSG
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Berlin, DAngVers 58, 379; BSGE U7, 19h, 198 ff).

Mit der vom LSG zugelassenen Revision macht die Klägerin geltend,

daß es sich bei den zu beurteilenden Lohnteilen um
Spitäöéträge

einer Zeitakkordregelung handele. Der Zeitakkord sei dadurch ge-

kennzeichnet, daß für bestimmte Arbeitsleistungen, die sich uU

auf einen längeren Zeitraum erstreckten, eine bestimmte Stunden-

zahl zu einen bestimmten Tariflohn vorgegeben werde, wobei die

Arbeitnehmer die Möglichkeit hätten, durch schnellere Erledigung

des Auftrags ihren Verdienst in der Weise zu erhöhen, daß sie für

die kürzere Zeit den Lohn für die gesamte Vorgabezeit erhielten.

Die Abrechnung erfolge aber nicht individuell und auch nicht nach

bestimmten Zeiträumen (die sich uU durch ihre Arbeitsintensität

wesentlich unterschieden), sondern nach Gruppen und erst nach

Abschluß des Projekts, weil sich erst dann der auf den einzelnen

entfallende Teil errechnen lasse.

Zu berücksichtigen sei für die Beitragsberechnung ferner, daß von

den Akkordspitzen 10 % als Sicherheit für etwaige Mängel einbe-

halten würden. Dies beruhe darauf, daß die Arbeitnehmer nach den

maßgeblichen Tarifverträgen für Mängel einzustehen hätten. Hierin

komme überdies ein werkvertragliches Element zum Ausdruck, das

besonders deutlich mache, daß hier von einem Entstehen des Ver—

gütungsanspruchs erst bei Abschluß des Auftrags die Rede sein

könne.

Eine rückwirkende Verteilung der Akkordspitzen könne schließlich

auch nicht in einer der Tätigkeit des einzelnen angemessenen
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Weise erfolgen. Da es sich um einen Gruppenakkord handele, sei

der Beitrag des einzelnen zum "Gesamtwerk" nicht individuell

feststellbar, zumal auch ausscheidende Arbeitnehmer an der

Akkordspitze nicht mehr beteiligt würden. Im übrigen werde die

Akkordspitze zu unterschiedlichen Zeiten in höchst unterschied-

licher Höhe erdient.

Die bisherigen Entscheidungen des BSG seien nicht einsahlägig, da

sie sich lediglich mit Fragen des Geldakkords beschäftigt hätten,

nicht aber mit den Besonderheiten des Zeitakkords.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG und des SG

sowie die Bescheide der Beklagten

in der Fassung der Widerspruchs-

bescheide vom 28. Mai 1975

(in berichtigter Fassung) aufzu-

heben,

hilfsweise,

den Rechtsstreit an das LSG zurückzu-

verweisen.

Die Beklagte und die Beigeladenen zu 1, 2 und 19 beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie berufen sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die Revision ist unbegründet.

Der Senat hat mehrfach entschieden, daß wiederkehrende Sonder—

zahlungen unter bestimmten Voraussetzungen rückwirkend auf die

Zeiträume des Jahres zu verteilen sind, in denen sie erdient

werden sind (SozR 2100 5 1a Nr 9; SozR 2100 5 17 Nr 3; BSG

28. April 1982 - 12 RK 12/80 - USK 82MH; s ferner BSG

18. Februar 1982 — 7 RAr 76/81 - USK 825“). Der Senat hat dies

auch für den Fall entschieden, daß die wiederkehrende Sonder-

zahlung nicht gleichmäßig im Laufe eines Jahres erdient worden

ist (SozR 2100 5 17 Nr 3).

Was für Sonderzahlungen gilt, muß erst recht gelten, wenn laufend

erdientes Arbeitsentgelt lediglich aufgrund eines besonderen Ab-

rechnungsverfahrens nicht monatlich (oder in kürzeren Abständen),

sondern in größeren Zeitabschnitten abgerechnet wird. Bei Son-

derzahlungen bedarf es stets noch besonderer Begründung, daß es

sich um eine laufend erdiente Leistung gehandelt hat. Deshalb hat

der erkennende Senat ihre anteilige Berücksichtigung bei der

Beitragsberechnung (rückwirkende Verteilung auf die einzelnen

Abrechnungszeiträume) davon abhängig gemacht, daß der Arbeitneh-

mer bei einem Ausscheiden vor Fälligkeit der Sonderzahlung den

der Dauer seiner Tätigkeit entsprechenden Anteil der Sonderzah-

lung zu beanspruchen hat.

Diese Voraussetzung ist bei Akkordspitzen nicht zu fordern. Hier
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steht schon nach der Art des Anspruchs fest, daß es sich um lau-

fend erdientes Arbeitsentgelt handelt. Damit kommt hier eine

Unterscheidung zwischen Einmalzahlungen, die nur bei Erreichen

eines bestimmten Stichtages geschuldet werden, und laufend er-

dienten Ansprüchen nicht in Betracht. Akkordverdienste sind

vielmehr wegen ihres eindeutigen Lohncharakters selbst dann als

laufend erdientes Entgelt anzusehen, wenn die Ansprüche nach den

darüber getroffenen arbeitsvertraglichen Abreden oder tariflichen

Bestimmungen im Fall des Ausscheidens vor der Endabrechnung ent-

fallen.

Der Klägerin ist darin zuzustimmen, daß nach dem neuen Tarif-

vertrag von 1973 die Höhe des auf den einzelnen Monat entfallen-

den Arbeitsentgelts ihrer Arbeitnehmer erst bei Abschluß des be-

treffenden Auftrags (6 Wochen nach Fertigstellung und Übergabe

der Anlage) und dann auch nur zu 90 % feststeht, während der An-

spruch in Höhe von 10 % sogar erst in einem noch späteren Zeit-

raum feststellbar ist. Die Ungewißheit über die Höhe des zuste-

henden Entgelts ändert jedoch nichts daran, daß das Entgelt in

den einzelnen Arbeitsmonaten während der tatsächlich geleisteten

Arbeitsstunden erdient wurde und damit Teil des Lohnes für diese

Arbeitsstunden ist.

Akkordspitzen können dabei nicht mit Provisionen verglichen wer-

den; bei Provisionen ist der rechtliche Entstehungsgrund ein

völlig anderer; ein Anspruch auf sie entsteht nämlich erst mit

Abschluß des Geschäfts (vgl BSG SozR “100 $ 1ü1b Nr 17).
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Trotz gewisser werkvertraglicher Elemente des bei der Klägerin

üblichen Zeitakkords (Mängelhaftung) ist die Akkordspitze nicht

als Werklohn anzusehen. Sie ist vielmehr ihrer Natur nach Teil

des Entgelts aus dem Arbeitsverhältnis, das sozialversicherungs-

rechtlich der Beitragsberechnung zugrunde gelegt werden muß, und

zwar in einer Weise, die sachgerecht dem jeweils erdienten Teil

des Akkordlohns entspricht.

Die Akkordspitze ist dabei den Grundsätzen unterworfen, die das

BSG allgemein für Lohnverschiebungen aufgestellt hat, soweit

diese zu beitragsrechtlichen Nachteilen für die Versicherten

führen (BSG SozR Nr 6 zu S 385 EVO; s ferner BSG SozR ”100 5 112

Nr 1; SozR 2200 $ 385 Nr 2; SozR 2100 5 17 Nr 3). Die Vermeidung

beitragsrechtlicher Nachteile liegt im übrigen nicht nur im In-

teresse des einzelnen Arbeitnehmers, sondern verwirklicht zu—

gleich das die Sozialversicherung beherrschende Solidaritäts-

prinzip. Dieses bedeutet für das Beitragsrecht nicht nur, daß

jeder, der auf dem Arbeitsmarkt Geld verdient, entsprechend sei-

ner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zur Finanzierung des so—

zialen Versicherungssystems herangezogen werden soll, sondern

erfordert auch eine möglichst gleichmäßige und damit gerechte

Verteilung der Lasten. In Fällen, in denen — aus welchen Gründen

auch immer — das arbeitsrechtlich maßgebliche Abrechnungsverfah—

ren dazu führt, daß die Beiträge die Verdienste nicht sachgerecht

widerspiegeln, kann es deshalb nicht auf den Zeitpunkt ankommen,

an dem die Entgelte fällig werden, gezahlt werden oder steuerlich

zu berücksichtigen sind, sondern allein darauf, wann sie erdient

wurden (vgl hierzu besonders BSG SozR 2200 5 385 Nr 2). Sind
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diese Zeitpunkte nicht exakt zu ermitteln, so ist jedenfalls ein

Verfahren zu wählen, das einer gleichmäßigen Verteilung der Ar-

beit, mit der der Verdienst erzielt wurde, möglichst nahekommt.

Dabei müssen erforderlichenfalls, wie das LSG zutreffend ausge-

führt hat, geringfügige Ungenauigkeiten in Kauf genommen werden,

zumal wenn sie - wie hier - nicht oder jedenfalls nicht wesent-

lich zu beitragsrechtlichen Nachteilen führen, während die von

der Klägerin vorgenommene Berechnungsweise erhebliche Nachteile

zur Folge hätte. Unter Umständen könnten sogar noch weitergehende

Berechnungsvereinfachungen zugelassen werden, wenn sich dadurch

für die Versicherten keine beitragsrechtlichen Nachteile ergeben,

zB eine Verteilung des Spitzhetrages auf die letzten Arbeits-

monate jeweils bis zur Auffüllung der Beitragsbemessungsgrenze

(vgl hierzu auch Gagel, AFG, @ 175 Anm 35 f).

Allerdings hat die Beklagte hier wegen der Schwierigkeiten,

rückwirkend genaue Feststellungen über die Verteilung der

Akkordspitze auf die einzelnen Arbeitszeiten zu treffen, ein

pauschales Abrechnungsverfahren gewählt, das möglicherweise die

tatsächlichen Verhältnisse nicht genau trifft. Der Senat hat

dieses Verfahren indessen mit dem LSG aus zwei Gründen für zu-

lässig gehalten: Einmal, weil auf "Pauschalierungen" bei Verwal-

tungsvorgängen, deren exakt am Gesetz orientierte Ausführung un-

verhältnismäßige Verwaltungsarbeit erfordern würde, in einer

modernen Massenverwaltung nicht verzichtet werden kann (3 BSG

SozR 2200 5 180 Nr 12; SozR ”100 5 “5 Nr 9; s auch Gagel, AFG,

aaO und 5 39 Anm 12), zum zweiten, weil ein Arbeitgeber, der

durch seine unzureichenden Aufzeichnungen genauere Feststellungen
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unmöglich gemacht hat, sich etwaige Nachteile dieser Berech-

nungsart gefallen lassen muß (BSGE ü1, 297).

Aus der Zurückbehaltung einer Rücklage für die Mängelhaftung er—

gibt sich für die hier allein streitigen vergangenen Jahre keine

Besonderheit; denn offenbar steht der letztlich geschuldete Ge-

samtbetrag inzwischen fest. Für die Zukunft könnten allerdings

zunächst nur von den bei der Akkordabrechnung fälligen 90 % der

Akkordspitze Beiträge für die vergangenen Zeiträume gefordert

werden, von den restlichen 10 % dagegen erst bei Abrechnung der

Rücklagen (BSG SozR 2200 5 160 Nr 5); denn fällig ist der Beitrag

oder ein Beitragsteil regelmäßig erst mit der arbeitsrechtlichen

Fälligkeit des zugrunde liegenden Arbeitsentgelts (BSGE H1, 6;

BSG SozR 2200 5 29 Nr 9; BSGE 52, 152). Über die Fälligkeit ist

im Rahmen dieses Rechtsstreits im übrigen nicht zu entscheiden.
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Die Kostenentscheidung beruht auf S 193 des Sozialgerichtsgeset—

zes.
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